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Das Lehrbuch stellt das gesamte Ausländer- und Asylrecht
auf dem Stand Mitte/Ende 2020 in kompakter Form dar.
Den Kern des asylrechtlichen Teils bilden die zahlreichen
Änderungen, die als Folge der Flüchtlingskrise des Jahres
2015/2016 im Aufenthaltsrecht, Asylverfahrensrecht und
Integrationsrecht bis Ende 2019 beschlossen worden sind.
Im Zentrum des Aufenthaltsrechts stehen die gesetzlichen
Maßnahmen zur Einschränkung illegaler Zuwanderung und
die Neuregelung des Rechts der aufenthaltsbeendenden
Maßnahmen, insbesondere durch das Gesetz zur besseren
Durchsetzung der Ausreisepflicht vom April 2019. Ein
weiterer großer Bereich betrifft die Erleichterung der
Zuwanderung fachlich qualifizierter Ausländer durch das
Fachkräfteeinwanderungsgesetz vom August 2019 und des
Zugangs von geduldeten Ausländern zur Ausbildung und
zum Arbeitsmarkt durch das Gesetz über Duldung bei
Ausbildung und Beschäftigung vom Juli 2019. Aktuelle
Entwicklungen beim Aufenthaltsrecht von Unionsbürgern
und britischen Staatsangehörigen und im Recht der
Abschiebungshaft (Erweiterte Vorbereitungshaft für
Asylbewerber) sind bis Dezember 2020 durch das Gesetz
zur aktuellen Anpassung des Freizügigkeitsgesetzes vom
12.11.2020 und Art. 3 des Gesetzes zur Verschiebung des
Zensus in das Jahr 2022 und zur Änderung des
Aufenthaltsgesetzes vom 3.12.2020 berücksichtigt.
Wie bisher ist besonderer Wert auf praxisnahe
Erläuterungen gelegt. Fallbeispiele und Schemata sollen
das Verständnis und die Anwendung eines komplexen und
nicht selten intransparenten Normengefüges in der
Verschränkung von Völkerrecht, Unionsrecht und
nationalem Recht soweit wie möglich erleichtern.
 
Prof. Dr. Dr. h. c. Kay Hailbronner, em. Ordinarius für
Öffentliches Recht, Völker- und Europarecht und Gründer
und Mitglied des Direktoriums des Konstanzer



Forschungszentrums zum internationalen Ausländer- und
Asylrecht.



Vorwort

Das Ausländer- und Asylrecht ist seit Erscheinen der
letzten Auflage erneut in einem relativ kurzen Zeitraum
durch eine bisher unerreichte Fülle von Gesetzen geändert
worden. Das unter Juristen bekannte Wort: Ein Federstrich
des Gesetzgebers und mühevoll erarbeitete Bücher werden
zur Makulatur, hat sich wieder einmal für das
Ausländerrecht bewahrheitet. Ein Ende scheint mangels
eines dauerhaft tragfähigen und mit einer (mangelnden)
europäischen Migrations- und Flüchtlingspolitik in
Einklang stehenden Konzepts der regulären Aufnahme von
Ausländern und humanitären Aufnahme Geflüchteter ins
Bundesgebiet kaum absehbar.
Teile des geltenden Aufenthalts- und Beschäftigungsrechts
und des Rechts der Unterbringung und Versorgung von
Asylbewerbern und Geduldeten sind modifiziert. Das
Lehrbuch stellt das gesamte Ausländer- und Asylrecht auf
dem Stand Herbst 2020 in kompakter Form dar.
Berücksichtigt sind die zahlreichen Änderungen, die als
Folge der Flüchtlingskrise des Jahres 2015/2016 im
Aufenthaltsrecht, Asylverfahrensrecht und
Integrationsrecht bis Ende 2019 beschlossen worden sind.
Im Zentrum des Aufenthaltsrechts stehen die gesetzlichen
Maßnahmen zur Einschränkung illegaler Zuwanderung und
die Neuregelung des Rechts der aufenthaltsbeendenden
Maßnahmen, insbes. durch das Gesetz zur besseren
Durchsetzung der Ausreisepflicht vom April 2019. Ein
zweiter großer Bereich betrifft die Erleichterung der
Zuwanderung fachlich qualifizierter Ausländer durch das
Fachkräfteeinwanderungsgesetz vom August 2019 und den
Zugang von geduldeten Ausländern zur Ausbildung und
zum Arbeitsmarkt durch das Gesetz über Duldung bei
Ausbildung und Beschäftigung vom Juli 2019. Zahlreiche



weitere gesetzliche Änderungen betreffen die
Datenerfassung und den Datenaustausch und die
gesetzliche Neuregelung ergänzenden Normen der
Aufenthaltsverordnung und der Beschäftigungsverordnung,
die mehrfach im Jahr 2020 aktualisiert worden ist.
Berücksichtigt sind ferner nach weitgehender
Fertigstellung des Manuskripts im Mai 2020 die
Änderungen des EU-Freizügigkeitsrechts durch das Gesetz
zur aktuellen Anpassung des Freizügigkeitsgesetzes/EU
und weiterer Vorschriften an das Unionsrecht v. 12.11.2020
(BGBl. I S. 2416), einschließlich der Sonderregeln für
britische Staatsangehörige und deren Familienangehörige
und die Einfügung  einer neuen Vorschrift § 62c in das
Aufenthaltsgesetz über die Ergänzende Vorbereitungshaft
für Asylsuchende durch das Gesetz zur Verschiebung des
Zensus in das Jahr 2022 und zur Änderung des
Aufenthaltsgesetzes v. 3.12.2020 (BGBl. I S. 2657).
Wie bisher wird der Versuch gemacht, die z. T.
hochkomplexen Neuregelungen, die nicht immer mit der
vorhandenen gesetzlichen Regelung ausreichend
abgestimmt sind, einigermaßen verständlich darzulegen,
wobei der Vorrangigkeit der juristisch korrekten
Darstellung des Inhalts der Bestimmungen vor
Vereinfachung eingeräumt wird. Dabei erweist sich, wie
auch in der Vorauflage, dass das Ausländerrecht auch
jenseits des EU-Freizügigkeitsrechts stark durch das häufig
hyperkomplexe Europa- und das Völkerrecht beeinflusst
wird. Ausländerrecht ist nicht nur das geschriebene
nationale Recht, sondern auch Unionsrecht, Völkerrecht
und internationale Rechtsprechung. Der Vereinfachung
sind daher Grenzen gesetzt. Fallbeispiele sollen das
Verständnis und die Anwendung dieser komplizierten
Rechtslage erleichtern.

Konstanz, im Dezember 2020



Kay Hailbronner
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§ 15 Asyl- und Flüchtlingsrecht, subsidiärer
Schutz

I. Überblick
II. Flüchtlingsstatus und internationaler Schutz
nach §§ 3 Abs. 1, 4 AsylG



1. Genfer Abkommen über die Rechtsstellung
der Flüchtlinge
2. Verfolgung
3. Verfolgungsrisiko

a) Individualität und Zielgerichtetheit der
Verfolgung
b) Gruppenverfolgung
c) Einzelverfolgung wegen
Gruppenzugehörigkeit

4. Nachfluchttatbestände
a) Objektive Nachfluchttatbestände
b) Subjektive Nachfluchttatbestände

5. Verfolgungsgründe
a) Verfolgung aufgrund der Religion
b) Nationalität
c) Geschlechtsbezogene Verfolgung
d) Politische Überzeugung

6. Verfolgungsakteure und Akteure, die Schutz
bieten  können
7. Keine inländische Fluchtalternative (interner
Schutz)
8. Gründe für den Ausschluss von der
Flüchtlingseigenschaft
9. Zuerkennung, Widerruf und Rücknahme der
Flüchtlingseigenschaft

III. Subsidiärer Schutz (§ 4 AsylG)
1. Begriffe
2. Folter, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Bestrafung (§ 4 Abs. 1 Nr. 2
AufenthG)
3. Verhängung oder Vollstreckung der
Todesstrafe (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 AsylG)
4. Ernsthafte individuelle Bedrohung als Opfer
willkürlicher Gewalt in bewaffneten Konflikten (§ 
4 Abs. 1 Nr. 3 AsylG)
5. Beweisanforderungen



6. Ausschlussgründe
IV. Grundzüge des Asylverfahrens

1. Antragstellung und Verfahrensablauf
2. Dublin III VO 604/2013
3. Beschleunigte Asylverfahren – Sichere
Drittstaaten und  sichere Herkunftsstaaten
4. Aufenthaltsgestattung, räumliche
Beschränkungen und Wohnpflicht in einer
Aufnahmeeinrichtung

V. Rechtsschutz
§ 16 Die Rechtsstellung der Unionsbürger

I. Rechtsquellen und innerstaatliche Geltung der
Freizügigkeit
II. Aufenthaltsrecht nach dem  FreizügG/EU
III. Der freizügigkeitsberechtigte Personenkreis

1. Unionsbürgerschaft als Anknüpfungspunkt
für das Freizügigkeitsrecht
2. Arbeitnehmer und Arbeitsuchende
3. Studenten und Auszubildende
4. Niedergelassene selbstständig Erwerbstätige
5. Erbringer und Empfänger von
Dienstleistungen
6. Nicht erwerbstätige Unionsbürger
7. Familienangehörige und nahestehende
Personen
8. Daueraufenthaltsberechtigte

IV. Beendigung des Aufenthaltsrechts
1. Systematik
2. Nichtbestehen des Freizügigkeitsrechts (§ 2
Abs. 7  FreizügG/EU)
3. Verlust des Freizügigkeitsrechts wegen
Wegfalls der Voraussetzungen
4. Verlust des Daueraufenthaltsrechts
5. Verlustfeststellung aus Gründen der
öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit
(§ 6  FreizügG/EU)



6. Verlust des Freizügigkeitsrechts aus Gründen
der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder
Gesundheit

§ 17 Die Rechtsstellung türkischer
Staatsangehöriger

I. Überblick
II. Das Aufenthaltsrecht türkischer
Staatsangehöriger, die dem  regulären Arbeitsmarkt
der Bundesrepublik Deutschland  angehören (Art. 6
ARB Nr. 1/80)

1. Die drei zeitlich gestaffelten
Arbeitsmarktzugangsrechte
2. Begriff des „Arbeitnehmers“
3. Ordnungsgemäßheit der Beschäftigung
4. Zugehörigkeit zum regulären deutschen
Arbeitsmarkt
5. Ununterbrochene Beschäftigung

III. Verlust des Aufenthaltsrechts
IV. Familienangehörige (Art. 7 ARB Nr. 1/80)

1. Anspruch aufgrund eines Wohnsitzes (Art. 7
Satz 1 ARB Nr. 1/80)

a) Überblick
b) Voraussetzungen
c) Verlust der Rechtsposition aus Art. 7 Satz 1
ARB Nr. 1/80

2. Anspruch aufgrund des Abschlusses einer
Berufsausbildung (Art. 7 Satz 2 ARB Nr. 1/80)

a) Überblick
b) Voraussetzungen
c) Verlust der Rechtsposition aus Art. 7 Satz 2
ARB Nr. 1/80

V. Aufenthaltsbeendende Maßnahmen
VI. Stand-Still-Klauseln im Assoziationsrecht Türkei
– EU

§ 18 Das Aufenthaltsrecht britischer
Staatsangehöriger und deren Familien ‐



angehöriger
I. Anwendungsbereich von § 16  FreizügG/EU und
Grundsätze
II. Aufenthaltsberechtigter Personenkreis (Art. 13
AA)
III. Familienangehörige
IV. Nahestehende Personen
V. Inhalt des Aufenthaltsrechts –
Daueraufenthaltsrecht
VI. Grenzgänger
VII. Aufenthaltsbeendigung
VIII. Wechsel des Aufenthaltsstatus
IX. Aufenthaltsdokumente und Überprüfung des
Aufenthaltsstatus

C. Definitionen
Sachverzeichnis



Abkürzungsverzeichnis

   
AA Abkommen über den Austritt des Vereinigten

Königreichs Großbritannien und Nordirlands
aus der Europäischen Union (ABl. EU 2019 C 
384 I/01 v. 12.11.2019)

ABl. EG Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
ABl. EU Amtsblatt der Europäischen Union
AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der

Europäischen Union
AH-BMI Vorläufige Anwendungshinweise des

Bundesministeriums des Innern, Bau und
Heimat zum AufenthG und zum  FreizügG/EU

AHBMIAA Anwendungshinweise des Bundesministerium
des Inneren, Bau und Heimat zur Umsetzung
des Austrittsabkommens Vereinigte
Königreich – Europäische Union v. 6.11.2020

ARB 1/80 Beschluss Nr. 1/80 des Assoziationsrats EWG-
Türkei über die Entwicklung der Assoziation

AsylG Asylgesetz
AsylVfG Asylverfahrensgesetz
AsylbLG Asylbewerberleistungsgesetz
AuAS Schnelldienst Ausländer- und Asylrecht
AufenthG Gesetz über den Aufenthalt, die

Erwerbstätigkeit und die  Integration von
Ausländern im Bundesgebiet
(Aufenthaltsgesetz)

AufenthV Aufenthaltsverordnung
AuslG Gesetz über die Einreise und den Aufenthalt

von Ausländern im Bundesgebiet
(Ausländergesetz)

AuslG-VwV Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum



Ausländergesetz
AVwV-
AufenthG

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum
AufenthG

AZRG Gesetz über das Ausländerzentralregister
(AZR-Gesetz)

   
BAFl. Bundesamt für die Anerkennung

ausländischer Flüchtlinge
BAMF Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
ber. berichtigt
BeschV Beschäftigungsverordnung
BeschVerfV Beschäftigungsverfahrensverordnung
BGBl. Bundesgesetzblatt
BMI Bundesminister(ium) des Innern
BQFG Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz
BR-Drs. Drucksachen des Deutschen Bundesrates
BT-Drs. Drucksachen des Deutschen Bundestages
BVFG Gesetz über die Angelegenheiten der

Vertriebenen und Flüchtlinge
(Bundesvertriebenengesetz)

   
DA-BA Durchführungsanweisungen der

Bundesagentur für Arbeit
DÖV Die Öffentliche Verwaltung
DVBl. Deutsches Verwaltungsblatt
   
EG Europäische Gemeinschaften
EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte
EGV Vertrag zur Gründung der Europäischen

Gemeinschaft
EKMR Europäische Kommission für Menschenrechte
EMRK Europäische Konvention zum Schutze der

Menschenrechte und Grundfreiheiten



EU Europäische Union
EuGH Europäischer Gerichtshof
EuGRZ Europäische Grundrechte-Zeitschrift
EUV Vertrag über die Europäische Union
EZAR Entscheidungssammlung zum Ausländer- und

Asylrecht
   
FamRZ Zeitschrift für das gesamte Familienrecht
FreizügG/EUGesetz über die allgemeine Freizügigkeit von

Unionsbürgern (Freizügigkeitsgesetz/EU)
   
GAD Gesetz über den Auswärtigen Dienst
GK Abkommen über die Rechtsstellung der

Flüchtlinge (Genfer Flüchtlingskonvention)
   
HAG Gesetz über die Rechtsstellung heimatloser

Ausländer im Bundesgebiet
HumHAG Gesetz über Maßnahmen für im Rahmen

humanitärer Hilfsaktionen aufgenommene
Flüchtlinge

   
IMK Innenministerkonferenz
InfAuslR Informationsbrief zum Ausländerrecht
IntV Verordnung über die Durchführung von

Integrationskursen für Ausländer und
Spätaussiedler (Integrationskursverordnung)

   
KMK Kultusministerkonferenz
   
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
   
RL Richtlinie


